
  10.09.2004 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

10.09.2004 

Geschäftszahl 

2003/12/0090 

Rechtssatz 

Im Fall der Stellung eines unzulässigen Feststellungsantrages ist die Behörde nach § 1 Abs. 1 DVG iVm § 13 
AVG verpflichtet, der Partei nach Aufklärung über die Rechtslage (vgl. dazu § 8 Abs. 1 DVG) Gelegenheit zur 
Klarstellung ihrer Anträge zu geben (vgl. dazu das hg. Erkenntnis vom 4. Juli 2001, Zl. 2000/12/0083, mwN). 


